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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 157/15 B 
 
L 5 R 642/14 (Sächsisches LSG) 
S 42 R 2050/12 (SG Dresden) 
 
 
 
………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Juni 2015 durch 

den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l ,    den Richter   Dr.  F i c h t e  und die  

Richterin   Dr.  O p p e r m a n n   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 3. März 2015 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 3.3.2015 hat das Sächsische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung von Rente wegen voller Erwerbsminderung verneint. Gegen die Nicht-

zulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde eingelegt und das Vorliegen 

eines Verfahrensmangels wegen Verletzung der Sachaufklärungspflicht des LSG gerügt, weil es 

zwei in der mündlichen Verhandlung gestellten Beweisanträgen nicht nachgekommen sei. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der geltend gemachte Zulassungsgrund des Vorliegens eines 

Verfahrensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) ist nicht in der nach § 160a 

Abs 2 S 3 SGG gebotenen Weise bezeichnet worden. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei der 

Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrensmangel (ver-

meintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darle-

gung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen mate-

rieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflus-

sung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte 

Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Diesen Anforderungen 

genügt die Beschwerdebegründung vom 21.4.2015 nicht. 

 

Der Kläger teilt bereits den der Entscheidung des LSG zugrunde liegenden Sachverhalt nicht 

mit; seiner Schilderung können allenfalls Fragmente der entscheidungserheblichen Tatsachen 

entnommen werden. Eine verständliche Sachverhaltsschilderung gehört aber zu den Mindest-

voraussetzungen der Darlegung bzw Bezeichnung eines Revisionszulassungsgrunds; denn es 

ist nicht Aufgabe des Revisionsgerichts, sich im Rahmen des Nichtzulassungsbeschwerdever-

fahrens die maßgeblichen Tatsachen aus dem angegriffenen Urteil selbst herauszusuchen 

(BSG Beschlüsse vom 30.7.1993 - 7 BAr 12/93 - RdNr 8, vom 21.9.1993 - 7 BAr 82/93 - 

RdNr 10, vom 28.9.1993 - 7 BAr 58/93 - RdNr 7, vom 19.7.2010 - B 8 SO 35/10 B - RdNr 7 und 

vom 27.7.2011 - B 14 AS 3/11 B - RdNr 5, Senatsbeschluss vom 9.10.2014 - B 13 R 

157/14 B - RdNr 10, alle veröffentlicht bei Juris). Ohne Sachverhaltswiedergabe fehlt es bereits 

an der substantiierten Darlegung der Umstände, die - ausgehend von der Rechtsansicht des 

LSG - ein verfahrensfehlerhaftes Verhalten des Gerichts belegen könnten. Aufgrund der hier-

nach unzureichenden Bezeichnung des gerügten Verfahrensmangels iS des § 160a Abs 2 S 3 

SGG kann jedenfalls nicht festgestellt werden, ob das Urteil des LSG auf dem - vermeintli-

chen - Verfahrensfehler beruht. 

 

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

 

Überdies legt der Kläger nicht dar, dass er im Termin zur mündlichen Verhandlung prozessord-

nungsgerechte Beweisanträge iS von § 118 Abs 1 SGG iVm §§ 402 ff Zivilprozessordnung 

gestellt und bis zum Schluss der Verhandlung aufrechterhalten habe. Sein Antrag, "ein Gutach-

ten" zu verschiedenen Gesundheitsfragen einzuholen, lässt bereits die Bezeichnung eines sei-

ner Fachausrichtung nach geeigneten Gutachters vermissen. Zudem lassen die auf die Objekti-

vierung von Schmerzen gerichteten Fragen keinen direkten Zusammenhang mit einer allein be-

weiserheblichen Leistungsminderung erkennen, sodass auch die Bezeichnung eines entschei-

dungsrelevanten Beweisthemas fehlt. 

 

Soweit der Kläger ausführt, er habe mit Schriftsatz vom 30.12.2014 gerügt, dass der gerichtlich 

beauftragte Sachverständige Dr. F.      ein Gutachten (ohne Datumsangabe) maßgeblich habe 

durch Frau Dr. S.          erstellen lassen und insoweit sei bereits ein nur durch Dr. F.      zu 

erstellendes Ergänzungsgutachten beantragt worden, lässt sich seinen Ausführungen entneh-

men, dass er diesen Antrag jedenfalls nicht im Termin zur mündlichen Verhandlung wiederholt 

hat. Dass er hilfsweise "ein Gutachten nach § 109 SGG" beantragt haben will, bezeichnet weder 

einen prozessordnungsgemäß gestellten Beweisantrag noch würde ein solcher Antrag zur Zu-

lassung der Revision führen können, weil § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ausdrücklich aus-

schließt, dass ein - behaupteter - Verfahrensfehler auf die Verletzung des § 109 SGG gestützt 

werden kann. 

 

Dass der Kläger die Entscheidung des LSG in der Sache für verfehlt und seine verminderte 

Erwerbsfähigkeit für "subjektiv begründet" hält, eröffnet die Revisionsinstanz nicht (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7, 67). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG 

durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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